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DAS TEMPO DER SCHNECKE
Radikale Schnitte in das überdehnte soziale Netz fordern die Unternehmer. Doch sie mobilisierten
einhelligen Widerstand bei Gewerkschaften und Politikern. Dabei sind Reformen dringend
erforderlich – weil Sozialschmarotzer, aber auch Arbeitgeber und Regierung den Sozialstaat mißbrauchen.
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ie Börsen feiertenHelmut Kohls
Wahlerfolg nurkurz. Kaufen hießD die Devise am vergangenen Mo

tag. Denn esschienzunächst, als seie
die politischen Weichen so gestellt, d
die Wünsche der Wirtschaft erfülltwür-
den. Doch die Euphoriehielt keinezwei
Stunden,seitdem geht es abwärts.

Kaum hattenBörsianer undBanker
das Wahlergebnis etwas intensiver s
diert, kamenihnen Zweifel, „ob Kohl
einen Konsolidierungskurs hinkrieg
(Günther Thumann, Salomon Bro-
thers), „ob Stabilitätspolitik durchsetz
bar ist“ (Norbert Walter, Deutsch
Bank-Research), ja ob „dieKanzler-
schaft Kohl die nächstenvier Jahre
überdauern“ könne (Bayerische Ver
einsbank).

Als Arbeitgeber-Präsident Klaus
Murmann die neugewählte Regierun
am Dienstag zum Großangriff auf de
Sozialstaat rief,hatten dieBörsianer die
Hoffnung auf einen radikalenSozialab-
bau, verbunden mit niedrigeren Lohn
nebenkosten als Belohnung für d
Wahlhilfe der Wirtschaft, längst aufge
geben. „De facto“ werde Deutschlan
von einer Großen Koalition regiert,
analysierten dieHändler von Goldman
Sachs.

Murmann aberschlug auf diePauke,
als wäre der MarktgrafOtto vonLambs-
dorff zum Alleinherrschergekürt wor-
den. OhneRücksicht auf geltendeTarif-
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Üppige Abgaben
Lohnsteuer, Sozialbeiträge und Nettolohn ein

Nettolohn

Lohnsteuer Sozialbeiträge

77,5% 73,5% 71,4%
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1970 1975 1980

10,7% 11,9%
verträge forderte der Arbeitgeber-Ch
Einschnitte in die Lohnfortzahlung fü
kranke Arbeitnehmer undeine höhere
Beteiligung derPatienten an der Arzt
rechnung. Murmann rührtesogar an da
Rententabu – ererklärte Abstriche fü
unumgänglich.

Daß der Sozialstaatumgebaut und re
formiert werdenmuß,meinennicht nur
Unternehmer wie Murmann.Selbst den
Sozialdemokraten nahestehende Exp
ten wie der Konstanzer ProfessorFritz
W. Scharpfhaben erkannt: „Unter den
Bedingungen der Massenarbeitslosig
keit ist der deutscheSozialstaat zu ei
nem Teil desProblems geworden, das
lösen soll.“

Immer lauter werden dieKlagenüber
hohe Kosten,immer deutlicherwird die
Finanzklemme dersozialen Sicherungs
systeme. Das gesamte Sozialbudget
Bundesrepublik übersteigt eineBillion
Mark. Fast ein Drittel desSozialpro-
dukts wird damit von einemHeer von
Angestellten undBeamtenumverteilt.

Die Belastung derEinkommen mit
Beiträgen für dieSozialversicherung is
so groß wie nie (sieheGrafik), die Per-
sonalzusatzkosten in Deutschlandsind
die höchsten weltweit.Grund genug
auch für Siemens-Chef Heinrich vo
Pierer und seinen Bayer-Kollegen Ma
fred Schneider, davor zu warnen, d
deutsche Industriekönne international
die Wettbewerbsfähigkeit verlieren.
es westdeutschen Durchschnittsgehalts in Pro
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2949 3501

17,5% 16,2%
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Doch ihr Ton blieb verbindlich, wo
Murmann nur polterte undWiderstand
mobilisierte. Kollegen bei den and
ren Unternehmensverbänden rätsel
über dieMotive desBDA-Präsidenten
Funktionäre beim Bundesverband d
Deutschen Industrie (BDI) werteten d
Attacke alsschädlich.

BDI-Chef Tyll Necker weiß, wie seh
solche Maximalforderungen dieStim-
mung beidenen verderben, die man w
gen der Machtverhältnisse nach de
knappenWahlausgang für jedeReform
nun mal braucht: „Eswird ebenvieles
ohne die SPDnicht gehen.“

Doch nicht nur Gewerkschafter un
Genossenschlugen aufMurmann ein.
Als ob er wildgewordeneZahnarztfunk-
tionäre vor sich habe, sprachGesund-
heitsminister Horst Seehofer (CSU
knapp und verächtlich: „Alles Blöd-
sinn“.

Arbeitsminister Norbert Blüm rang
lange mit sich, ob erMurmann über-
haupteiner Replik für wert haltensoll-
te. Die ideologischgeprägten Redere
en des Arbeitgeber-Präsidentenseien
„wieder einmal von keiner Sachkenntn
getrübt“, ließ er dann verlauten.Mur-
manns Urteilsfähigkeitgleiche der de
Schulmeisters Wuz inJeanPauls Wer-
ken. Der entnahm dem „Messkatalog“
die Titel der Weltliteratur, schriebsich
die Werkeselbst underspartesich so die
Lektüre.
zent

66,6% 64,1%

4021 4204

Durchschnittliches
monatliches Brutto-
gehalt in Mark

18,6% 19,3%

1993 1995 (Prognose)

14,8% 16,6%



Arbeitgeber-Präsident Murmann
Druck von den Mitgliedsfirmen
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Blüm vermutet, Murmann habe de
Druck seiner Mitgliedsfirmen nachgeg
ben. „Die wollen immer“, so der Ar-
beitsminister, „daß schwerdraufgehau
en wird.“

Kollegen desBDA-Präsidentenarg-
wöhnen jedocheher, der sei esleid ge-
wesen, daß ständigHans PeterStihl
vom DIHT und Tyll Necker vom BDI
auf dem Felde der Arbeitgeberverein
gung publikumswirksam gewilderthät-
ten. Ein Verbandsfunktionär: „Profil-
neurose“.
„Guten Tag, mein Name ist Murmann!“ tz, München
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Wenn der „Fahrplan
zum Sozialabbau“ (de
CDU-Politiker Rainer Ep
pelmann) alsHilfe für die
bis zur Ohnmacht ge
schwächten Liberalen ge
dacht war, ist auch da
mißlungen. Zwar will die
FDP sich als radika-
le Marktpartei ohneallzu-
große Rücksicht aufsozia-
le Besitzstände profilieren
Doch das mußsie, wenn es
überhaupt etwas bringen
soll, schon selbstmachen.

Die Liberalenwollen das
in den Koalitionsverhand
lungen auch versuche
aber mit gemischten Ge
fühlen. Sie wissen nur zu
gut, daß spektakuläre E
folge beim Sozialabbau un
möglich sind. DieSPD, im
Bundesrat in einerBlocka-
deposition, kann dabei
nicht mitmachen. Der Ar-
beitsminister hat die
Machtverhältnisse in de
Koalition ebenfalls klarge
stellt: „Entweder es geschieht ga
nichts,oder esgeschieht, was Blüm un
Seehofer wollen.“

Unsinnig istMurmanns Vorstoß auch
weil seinegrobenSchlägegeeignet sind
den durchaus notwendigenUmbau der
Sozialsysteme zuerschweren. Er provo
ziert wütenden Widerstand beiTeilen
der CDU und in der SPD und erschwe
so Kompromisse, auf diesich die Sozial-
partner ebensoeinigenkönnten wie die
Parteien der real existierendenGroßen
Koalition.

Denn dieständigpropagierten radika
len Reformen derSozialversicherun
sind politisch kaum durchsetzbar. Zu
dieser Erkenntnis kam auchschon die
Enquetekommission, die dasSozialsy-
stem im Auftrag des Deutschen Bunde
tagesdurchleuchtete: „Das immerwie-
der geforderte ,System aus einemGuß‘,
dies lehrt dieGeschichte derSozialre-
form seit denfrühen fünfziger Jahren,
muß ohnehin Wunschdenken bleibe
SozialeReformensind einsehr langfri-
stiger Prozeß, dersich nur in kleinen
Schritten vollziehenkann.“

Mit dem Tempoeiner Schneckewer-
den die sozialen Systeme seitJahren re
formiert. Die Richtung dabei ist eindeu
tig: Ob bei der Krankenversicherun
oder derRentenversicherung, es kom
men privateElementehinzu. Ob Brille,
Zahnersatz oder Medikamente, beivie-
len Dingen in der Krankenversorgun
muß der Bürgerinzwischenzuzahlen.

Und auch in der Altersversorgun
werdenseit Jahrenzusätzliche System
aufgebaut, etwa die Betriebsrenteoder
die private Lebensversicherung. „Ras
wächst derBeitrag der Vermögensein
kommen zum Rentnerbudget“,schreibt
das Institut der deutschen Wirtschaft
einer geradevorgelegtenUntersuchung
Der Anteil betrage heutebereits 20 Pro
zent, „das Wohnungseigentum ist hier
wesentlich beteiligt“.

Die gegenwärtige Finanzierungskris
die Unternehmer,Politiker und Markt-
wirtschaftler so laut als Standortkille
beklagen, istnicht die Folge einesmaro-
den Sozialsystems,sondernschlicht von
Mißbrauch. Die Bonner Regierung, d
keine Gelegenheit ausläßt, denMiß-
brauch des sozialen NetzesdurchSozial-
schmarotzer anzuprangern, hatselbst
dazu beigetragen.

Die sozialen Systemewurden zur Fi-
nanzierung der Einheit arg strapazie
Weil die Regierendensichnicht trauten,
die Steuern zuerhöhen, plünderten s
die Sozialkassen.

Rund 230 Milliarden Mark werden
die Beitragszahler der Arbeitslosen- u
Rentenversicherung bis1996 vonWest
nach Ost transferieren. Die Steuerza
ler wurden bisher weitgehendver-
schont.

Daß die Lohnnebenkosten, über d
Unternehmer undPolitiker ständig kla-
gen, so hoch sind,liegt vor allem an der
Vereinigung. Das Sozialsystem eine
hochentwickelten Industrielandeswur-
de der marodenWirtschaft in Ost-
deutschland aufgepfropft – daskonnte
nicht gutgehen.

Die berechtigte Klage über den
„ausuferndenSozialstaat“macht blind
für die tatsächlichenZusammenhänge
die wenigeZahlenschnellerhellen. Der
Anteil der Sozialausgaben amBruttoso-
zialprodukt in Westdeutschlandstieg
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Volksfürsorge

Rentenversicherung

Krankenversicherung

Arbeitsförderung

Kinder-/Erziehungsgeld

Beamtenversorgung

Sozialhilfe

Sozialleistungsquote*

*Anteil aller Sozialleistungen am Bruttosozialprodukt ; ohne West -Ost -Transfer

Gesamtausgaben für ausgewählte Sozialleistungen

WESTDEUTSCHLAND OSTDEUTSCHLANDin Milliarden Mark

256,7

174,4

68,7

22,9

71,9

42,8

30,2%

228,6

160,2

49,3

20,9

67,4

36,3

28,8%

241,2

177,2

55,2

23,5

70,2

40,2

29,3%

19931991 1992

61,0

35,4

63,2

6,0

1,7

5,2

66,5%

34,0

23,3

38,5

5,5

1,4

4,4

61,1%

48,9

33,7

56,6

5,8

1,6

4,8

68,3%

19931991 1992
zwar in denvergangenen dreiJahren au
gut 30 Prozent, er ist aberimmer noch
geringer als1981 (33,4Prozent). In Ost
deutschlandaber beträgt erfast 70Pro-
zent (sieheGrafik).

Vor allem die Arbeitslosenversich
rung wurde bis an dieGrenzenstrapa-
ziert. Aus den Beiträgen der Arbeitne
mer wird der wesentliche Teil des Um
strukturierungsprozesses in denneuen
Bundesländern bezahlt.

Für rund zwei Millionen Menschen
zwischen Rostock und Dresden, so
schätztWerner Tegtmeier,Staatssekre
tär im Arbeitsministerium, zahlt di
Nürnberger Bundesanstalt Fortbildu
und Umschulung, Vorruhestand un
Altersübergangsgeld.

So aberwird nicht nur eineVersiche-
rung mißbraucht, diefinanziellen La-
sten für eine unabweisbare Aufga
werden auch noch höchsteinseitig ver-
teilt. Denn eszahlen nurArbeitnehmer.
Selbständige undBeamtebleibenaußen
vor.

„Würde derSteuerzahler auch dieall-
gemeine Arbeitspolitik finanzieren“, s
Blüm, „könnte der Beitragssatz de
Bundesanstalt fürArbeit um fast drei
Prozent gesenktwerden.“

Ähnlich ausgenommen von de
BonnerRegierung wurde auch dieRen-
tenversicherung,deren Finanzen sich
bis zur Vereinigung wesentlich günstig
entwickelten als noch bei derRentenre-
form vor wenigenJahrenprognostiziert.
Doch weil seitdem Milliardenlasten au
sie zukamen, dieRenten im Ostenviel
schnellerangehoben wurden, als es d
wirtschaftliche Lage ermöglichte,sind
die Beiträgehöher, als sieseinmüßten.

Um im OstenbessereRentenzahlen
zu können alssich aus derRentenforme
ergibt, spendiert die Versicherung p
Jahr sechs Milliarden Mark. „Wären
dieseAusgaben ausallgemeinen Haus
haltsmitteln finanziertworden, könnte
der Beitragssatz in der gesetzlich
Rentenversicherungallein hierdurch um
gut einen halben Beitragspunktniedri-
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Milliarden verschoben

Bundesanstalt für Arbeit

Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten

Krankenversicherung

Sozialversicherung
insgesamt

Quelle: iwd

Leistungen der Sozialversicherung, die über den
Versicherungsschutz hinausgehen* (Fremdleistungen)

in Milliarden Mark

37,1

19,1

44,0

100,2

61,5

68,7

44,2

174,4

24,4

49,6

0,2

74,2

Gesamt davon steuer-
finanziert

beitrags-
finanziert

*Berechnungszeitraum  1992/93
ger liegen als gegen
wärtig“, sagt Winfried
Schmähl, Vorsitzende
des Sozialbeirats.

Murmanns Vor-
schlag, Krankenversi-
cherung, Rentenvers
cherung und Arbeitslo
senversicherung von a
len Aufgaben zubefrei-
en, die eigentlich allge
meine Staatsleistunge
sind und ausSteuern
bezahlt werden müß
ten, istdeshalb berech
tigt. Würde erpolitisch
umgesetzt, wäre da
schon eingroßer Fort-
schritt beimUmbau des
Sozialstaats.
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Das Institut der deutschen Wirtscha
kommt auf insgesamt 100 Milliarde
Mark für versicherungsfremde Leistu
gen (sieheGrafik); vieles davon fließt
in den Osten.Allein die Ausgaben für
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, U
schulung und ähnliches verschlingen
Milliarden Mark im Jahr.

Daß die Arbeitgeber die Arbeitsko
sten um dieseSumme entlasten wollen
ist verständlich.Doch umwenigstens ei
nen Teil der Ausgabenfinanzieren zu
können, müßten dieSteuern erhöhtwer-
den.

Wenig Widerspruchgibt esauch gegen
Murmanns Forderung, die Ausgaben
Gesundheitsbereich auf dasmedizinisch
Notwendige zu beschränken. Da ist no
mancheMilliarde zusparen, etwa bei Ku
ren odermedizinisch fragwürdigen Med
kamenten auf Krankenschein.

Auch die Kürzung der Lohnfortzah
lung in den ersten zwei Wochen der
Krankheit wird von den Arbeitgebern
immer wieder gern gefordert.Doch die
„sinnlose Umverteilung von den Kran
ken zu den Gesunden“ (Blüm) hatpoli-
tisch keine Chance.

Ungereimtsind vor allemMurmanns
Einfälle zur Rentenversicherung. D
Arbeitgeber-Präsidentwill das Renten-
niveau senken.Ersparnissetreten da-
bei jedoch frühestens in 30 bis 40 Ja
ren auf. Je nach demeingeschlagene
Weg wäre zunächst sogar eineErhö-
hung des Beitragssatzesunausweich
lich, weil die Rentner und dierenten-
nahen Jahrgänge einengesetzlichen
Anspruch auf ihr beitragsfinanzierte
Altersgeldhaben.

Das bedeutetnicht, daß auf mittlere
Sicht nicht weiterer Reformbedarf be
stünde. Ein erfolgversprechender An
satz, die Beiträgeohne Einbruch be
der Kaufkraft der Ruheständlerstabil
zu halten, ist die Verlängerung der L
bensarbeitszeit.

Heute werden viele Arbeitnehmer
schon weit vor dem 62.Lebensjahr au
den Betrieben gedrängt, um denange-
spannten Arbeitsmarkt zu entlast
und jungen Menschen Jobsfrei zu ma-
chen. Wird das Renteneintrittsalt
auch nur um einJahr hinausgescho
ben, bringt das bereits eineBeitrags-
entlastung von 1,5 bis 2,5 Prozen
punkte.

Doch gerade dazeigt sich dasgrößte
Dilemma von MurmannsAttacke. Seit
Jahrenverjüngen dieUnternehmen ih
re Belegschaften, schickenHunderttau-
sende Ältere in den Frühruhestand
auf Kosten der Versichertengemei
schaft.

Diese Verjüngungskur trieb denBei-
trag zur Arbeitslosen- undRentenver-
sicherung unddamit auch die Lohnne
benkosten in dieHöhe. 100 000 Be
schäftigte, die statt mit 63 Jahren
schon mit 58 aus denBetriebenschei-
den, kosten allein die Arbeitslosenver
sicherungen 2,8 MilliardenMark. Hin-
zu kommt noch eine Milliardenbürde
bei den Rentenversicherungen.

Vermutlich hat Tyll Necker deshalb
auch die eigenen Kollegen gemeint,
er über den Sozialstaat Deutschland
sagte: „Wir können es unsnicht länger
leisten, nach dem bisherigenMuster
weiterzumachen.“ Y


